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der Fall etwa so liegen, daß nur zwei Perso Zur Wahl Mittel, die seiner Macht stehen, dahin wirken, daß kein
stehen, deren beider Weltanschauung der Katholik iıcht Gesetz un keine Maßnahme 1mM Gegensatz den rund-
billigen ann. Bei der Verhältniswahl wird es se1n, daß satzen des Naturrechtes oder der Religion ergehen“ (73)jede Liste Kandıidaten enthält, denen INan ıcht das Was 1U  S die Schuld derjenigen betrifft, die die dargeleg-geforderte volle Vertrauen hat Es kommt dann daraut ten Pflichten versazumen, urteilt die Moraltheologie milde.

welche VO  3 den gegebenen Möglichkeiten nach Ab- Die Schuld hängt VO Gewissen eines jeden ab, und das
wägung aller Umstände die bessere 1St. Ihr mMuUu INa  - seine Gewiıissen 1st 1n dieser Sache 1m allgemeinen schwach eNnNt-
Stimme geben. Die Theologen sprechen 1er vorsichtiger- wiıckelt un: oft auch objektiv VOr NUur schwer Öösende
weıse allerdings meıst cht VO  e} einem „Muß“, sondern Schwierigkeiten gestellt. Gerade deshalb wırd INa  — die
sıe Es 1St 1ın diesem Falle erlaubt, wählen, VOL:- Berechtigung bischöflicher Wahlaufrufe nıcht bestreiten
ausgesetzt daß INa  $ dadurch nıcht Ärgernis oibt Bellarmın können. Ja, die Biıschöfe sınd geradezu verpflichtet, in
allerdings geht weıter un erklärt: Eın schlechter einer wichtigen Sache die Gewissen wachzurufen und,
Regent 1St iımmerhın besser als gar keiner. sSOWweIlt das bei der Unübersichtlichkeit der politischenWenn InNna  } bedenkt, dafß der VWiähler das Gefühl at, daß Verhältnisse un dem geringen Ma{ politischer Bildungeigentlich Sar ıcht 7zwıschen Personen, sondern zwischen weıtester Kreise ertforderlich ist, s1ie 1n ihrem Urteil ) auchProgrammen wählen gezwungen ist, un wenn selbst führen.
die Theologen iın einer undurchschaubaren Sıtuation
mehr VO  3 einem Dürfen als VO  - einem Sollen sprechen,
annn 1St CS ohl berechtigt, SagcCNh, die Theologie habe Fortschritte der Familienbewegung
das Problem och ıcht restlos gyelöst, und dann 1St in Osterreich
verstehen, daß viele Gläubige die Wahlpflicht ıcht Als Finanzminister Kamıtz 1m Spätherbst vorigen Jah-nehmen. Dazu tragt eın eıteres be1 Manche und-
gebungen VON Bischöfen WAarnen davor, daß 11a  3 sich VO  e}

1CS einen Entwurf einer Senkung der Einkommen-
(Lohnsteuer) vorlegte, die ur die Ledigen be-Wahlprogrammen blenden lasse. Siehaben dabei natürlich trächtliche, für die Familienerhalter aber miniımale Er-1m Auge, daß die Parteıen, katholische Wähler

gewınnen, ıhre wirklichen Ziele tarnen können. leichterungen vorsah, erreichte der Eınspruch der Oster-
eichischen Familienverbände (des Katholischen Famıilien-In Anbetracht dieser Schwierigkeiten fühlen sich viele verbandes un des Osterreichischen Familienbundes:;Gläubige von der Wahlpflicht dispensiert. Demgegenüber

betont die katholische Lehre die Gewissenspflicht poli- vgl Herder-Korrespondenz Jhg., daß die
Satze der Kinderermäßigung ın der endgültigen Fassungtischer Bildung als Folgerung Aaus der Verantwortung für
etwas verbessert wurden. Es Wr eın bescheidener Ertolg,die Wahl Sıe aßt auch den Einwand icht gelten, daß die

einzelne Stimme wenig bedeuten habe Das würde doch War das erstemal,;, daß die Öösterreichischen Fa-
milienorganisationen eliner aktuellen rage der Aat-eine Unterschätzung der Macht des oder schlechten lichen Gesetzgebung iıhr Mitspracherecht anmeldeten un:Beispieles seın. Aus diesem Grunde werden Menschen VO  $

höherem gesellschaftlichem Ansehen auch stärkerem nıcht gänzlıch übergangen wurden. Im Zusammenhang
MIt dem Steuergesetz und den Aktionen der Famıilien-Ma{fße VO  3 der Wahlpflicht betroffen.
organısatıonen erfolgten famılienfreundliche Erklärun-ıne besondere Betrachtung wıdmet Cranny der Wahl-

pflicht ın totalıtären Staaten. Es 1St selbstverständlich, SCn der Parteienvertreter, insbesondere der OVP, die die
Durchführung eines Familienlastenausgleiches für Früh-daß die Beteiligung an einer Wahl grundsätzlich nıcht jahr 1954 ankündigte. Auch die Presse widmete demerlaubt 1St, wenn darın die Anerkennung eines rechts-

widrigen oder tyrannıschen Regierungssystems läge. ine Thema „Familie“ breiteren Raum.
solche Teilnahme mu{l aber nach den Gesichtspunkten Familienfreundlichere Atmosphärebeurteilt werden, die tür die tatsächliche Beihilfe einem
Unrecht gelten. ıne solche ann Z Vermeidung schwe- In dieser. günstiger sewordenen Sıtuation fanden 1n den
fTen Schadens, und ZWar sowochl eines persönlichen w ıe ersten onaten 1954 Z7wel familienpolitische Tagungen
eines allgemeinen, gerechtfertigt se1in, solange S1ie ıcht sSta  ‘9 und 17 Januar eine Tagung des Katholi-
einer Verleugnung des Glaubens yleichzuachten ist. : schen Famılienverbandes und VO bis März eine Ta-

Zung des Institutes für Sozialpolitik un SozialreformIm Sanzch zeigt die Studie Crannys, daß die Moral-
theologie ZUFr rage der Pflicht des Wäöählens Z Wr e1n- (Leiter Unıiv.-Professor August Marıa Knoll) und des
mütig und entschieden Stellung nımmt, in iıhren Gründen Osterreichischen Familienbundes. Bei Tagungen dieser
aber nıcht durchweg überzeugt. Sie hält sich schr Art handelt fa sıch naturgemäß NUur ZU geringen eıl
das zußere Erscheinungsbild der ormalen Demokratie u die Gewinnung Cu Erkenntnisse und Argu-
un überfordert das Gewı1ssen, wenn s$1e ıhm die Verant- mente, da diese VO  3 den Pionieren der Bewegung bereits

entwickelt worden sın  d: sondern eue Impulse für dieWOrftung für die gewählten Personen autbürdet. Der Satz:
„Der ürger 1St verantwortlich für das Urteil über Cha- Bewegung, die Beeinflussung der Ööftentlichen Meinung
rakter und Betähigung se1nes gewählten Vertreters“ (116), un der gesetzgebenden Körperschaften, die Ofrmu-
1St unhaltbar. agegen kommt ein anderer Gedanke, der lierung propagandistisch wirksamer Parolen un darüber
für die Wıiırklichkeit der Demokratie sehr wichtig ist; NUur hinausgehend eventuell die Ausarbeitung konkreter
schwach heraus. Er wird 1n den Dokumenten, die Cranny Vorschläge. Diese Ziele konnten voll erreicht werden. In
ZUsamMMeENgeEILragen hat, NUr einmal erwähnt. Dıie austra- der Gesamtheıit der Reterate geben die beiden Tagungen
lischen Bischöte schreiben: yr  16 Pflicht des Christen be- ein gutes Bıld, welche Argumente heute 1NSs Treften ZC-
Sinnt un endet nıcht MIt dem Wahltag. Der Zzute Bürger tührt werden können, in die Familienfeindlichkeit
wiırd immertort darüber wachen, 1in seinem Namen (und Borniertheit) der Öftentlichen Meinung eine BrescheWIr  d,; und Zuhilfenahme al!er rechtlichen schlagen.
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ze Famailıeals Ganzes gesehen den Familien und dank den Familien dieKultur gefördertwerden.“Die Tagung des katholischen Familienverbandes lenkte
die Aufmerksamkeit aut das Gesamtproblem der Familie, Dıie Verpflichtung des Staates
das sich 1 nıcht ı materieller Hılfe erschöpft. 95  1e Fa- Kardinal Innitzer EerinnNerte die päpstlichen und-mılıe als (GGanzes gesehen“ WAar das Leitwort. In mehreren schreiben, die sıch MIt der Famılie beschäftigen, un: be-Arbeitskreisen wurden die Fragen Lastenausgleich Ehe- die PIIMAare Stellung der Familie innerhalb derun: Famıilienrecht, Elternrecht und Schule, Famılien- Gesellschaft Da ıcht die Familie f  1LE die Gesellschaftkultur, Familiengemeinschaften, Familienhilfe behandelt da 1ST, sondern umgekehrt die Gesellschaft für die Famılie,Man berichtete über das bisher Erreichte, tauschte Er-
fahrungen AaUS, gab AÄAnregungen un praktische Vor-

habe der Staat die Pflicht, alle ıJENC Werte sichern, die
der Famılie Ordnung, Gesundheit un lück geben.schläge Unıy -Prot Dr Erwın Melichar sprach über Im Verlauf der Tagung wurde mitgeteilt, daß der atho-die Reform des Fhe- un!: Famıilienrechtes un Dr NVil=

helm Hochbichler (Erzbischöfliches Schulamt, 1en über lische Familienverband j den VETITSANSCNCH onaten schr
gewachsen 1sSt Allein der Diözese St Pölten,Elternrecht un Schule (Beides bedeutende Referate, über nächst die Werbung EINSETLZTE, Wıen 2000die berichten den Rahmen der vorliegenden, das

Thema Famıilie 1ı ENSCICH Sinn behandelnden Meldung Mitglieder geworben worden. (Bıs März 1STt inzwiıschen
überschreitenwürde.) die Miıtgliederzahl ı der Diözese St. Pölten auf DL 000

und ı VWiıen auf O000Ö gestiegen.) _ine Kundgebung, i welcher Kardinal Innıtzer, Unter-
richtsminıster olb und der sozialpolitische Reterent des
Familienverbandes, Dr Bruno Schimitschek das Wort er-

Eın 10-Punkte-Programm
griffen, schloß die Tagung 4b Als erstier Redner w 1e5s5 Eın 10-Punkte--Programm taßte den Ertrag der Tagung
Dr Schimitschek daraut hın, daß Nnu  } nach Jangen Zeıiten en. Es beginnt IN1t der allgemeinen Forderung
der Ignoranz e1iNe breitere Oftentlichkeit der Erkennt- nach Schaffung famılienfreundlichen Atmosphäre
1115 oekommen SCIH, daß der Untergang der Famiılie yleich- un Verhinderung aller famılienzersetzenden Tendenzen
bedeutend MItTt dem Ende des Staates 1ST „Die Famlıulıie Presse, Fiılm, Rundfunk un Theater nach Über-

prüfung aller (Gesetze und Maßnahmen hinsichtlich ıhrerMIiItt mehreren Kiındern erklärte CT, „Lragt Ver-
gleich den Ledigen die re1l- bis fünffache soz1ale Aast Auswirkung auf 1e Famılie un Bildung VO Familien-
der Gegenwart un den Kindern die zesamte soziale beiräten bei den obersten Behörden un gesetzgebenden
Ast der Zukunft Körperschaften Das Programm enthält ann E1 ReiheFEs gehe daher ıcht C1M Almosen,

C1inNne Notstandshilfe, sondern die endliche Be- sozialpolitischer Forderungen wirksamer Famıilienaus-
freiung VO  e} unerträglichen un ungerechten Lasten gleich zunächst WENIgSTENS Staffelung der Kinderbeihilfe
Familienpolitik könne aber nıcht darın bestehen, eEiNEe un Ausdehnung auf die Selbständigen, Förderung des
CEINZISE Einrichtung W 1€e€ die Familienbeihilfe schaffen Famıilieneigenheimes un: Ehegründungsdarlehen; eıter
un annn CINECN, da der übrige Staatsapparat aut die Forderung nach Retorm des Ehe- un Familienrechtes
die Famılie nıcht mehr Rücksicht nehmen brauche Da Sınne Festigung von Fhe un Famiılie un die
die Familie allen Gebieten des Lebens Beziehung katholischen Schulforderungen Ööftentliche Elternwahl-
steht, wırken sıch mehroder WECNISCT alle gesellschaftlichen schule, Erhaltune der katholischen Privatschulen durch
Maßnahmen Ur die Famiılie AUS. Familienpolitik se1 C111 den Staat, Religionsunterricht auch den berufsbilden-
allumfassendes Prinzip. den Schulen un als abschließende Forderung die Bildung

Arbeitsgemeinschaft aller österreichischen Familien-
Staatlıche Kulturpolitik un Familie Organısatıonen Sınn Familienkamme ZUuUr Ver-

Mınıster Kolb der über „Die Bedeutung der Kulturpolitik tretung der soz1alen Belange der Familie gegenüber Staat
und Oftentlichkeit (Das Fehlen solchen BEamilien-bei der Erneuerung der Famılie sprach entwickelte die

Grundsätze der Subsidijarıtät auf dem Gebhbiet der Kultur- kammer WAar gerade bei den Beratungen das Steuer-
politik Der Staat habe die Famiıilie unferstufzen und ZESETZ 1954 schmerzlich empfunden worden.)
9ıcht 1aber aufzusaugen, w 1e überhaupt das Väter un Mütter die Ausgebeuteten DON heutePrinzıp CIr vernünftigen Politik SCl, den Staat Nur

dort eingreifen assen, die kleinen Gemeinschaften Nach dieser Darstellung des Gesamtproblems der Familie
ihren Aufgaben icht mehr gyerecht werden Der Staat griff die Tagung des Institutes für Soz1ialpolitik un
musse ferner das Recht der FEltern anerkennen, Art un Sozialreform un des Osterreichischen Familienbundes
Inhalt der Erziehung bestimmen, die das ınd haben VO bis März die sozialpolitische Seıite des Problems
soll, un den Eltern die Freiheit der Wahl sichern, ein heraus Unıv -Prof Knoll Nanntie Einleitungsvortrag
Recht, g Staaten Von wEeIiIt alterer Demokratie EIHNE die Väter un Multter die Ausgebeuteten VO heute un
Selbstverständlichkeit, ÖOsterreich aber noch egen- ZO die Parallele Zu bürgerlichen und feudalen e1it-
stand des Kampftes 11ST. Hınsıchtlich der Kulturpolitik ı alter, auch jeweıils ANE Bevölkerungsschicht die Aus-
CENgeren Sınn besprach Mınıiıster olb die Möglichkeiten, gebeuteten und Mißachteten Nachdem die Arbei-

“diejenige Kultur fördern, die wohltätig ı die Famıilien ter, das Sozialproblem des Jahrhunderts, politisch ent-
hineinwirkt, WI1e moderne Heimgestaltung, Hausmusik, scheidende Posıiıtionen erreicht haben, erscheinen heute
Jugendbuchklub, Kulturfilme, Theater der Jugend, und Z W el S Schichten AUS der gegenwartıgen soz1alen Ord-
trat 117 besonderen tür die Förderung der Landestheater Nung her ausgenommen, VOFr allem die Väter und Mütter
und der kleinen avantgardıstischen Bühnen AUnlX „Je mehr Sıe sind W 1e die Arbeiter und Bauern die Lastträger
heute die Kulturpolitik die Erneuerung der Famıilien der Gesellschaft VON heute un: zugleich die Träger der
fördert“ schloß Mınister Kolb, „um rascher wiırd MMITt Gesellschaft von MOISCNH
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Nur die Kinder D“onNn heute sıchern die Altersversorgung Ungerechtes Steuersystem
D“O  S MOTZEN Der Z W e1ite Tag der Tagung führte ı1 die Fragen der

Das Problem des Geburtenrückganges Aaus der Sıcht der Steuerpolitik un: der konkreten Möglichkeiten nach
Sozialversicherung beleuchten, war die Aufgabe des Familienlastenausgleich. Dr Josef Naderer, VWıen, stellte
Vortrages VO  s Unıy -Doz Dr Hans Schmitz, des Prası- den Grundsatz auf daß das Existenzminimum VO  } der
denten des Osterreichischen Familienbundes Er S1N$ Aus Besteuerung auszunehmen se1l Wenn das steuertfreie FEın-
VO echt jeden aut gesicherten Lebensabend kommen der Steuergruppe (verheiratet MI CLNeEMmM

und stellte die Frage, Wer die Mittel hiıerzu aufbringen Kıind) 80OO der Steuergruppe (zweı Kinder)
wırd Das *rüher übliche Kapitaldeckungsverfahren, O7 und der Steuergruppe (drei Kınder)
der einzelne sein Alter durch Kapitalbildung sicherte, iSt 1400 betrage, liegen diese Ansätze sichtlich
heute ıcht mehr mögliıch und durch das Umlageverfahren dem Existenzminimum. Andererseits SC1 es unverständlich,
ersetzt ITE Einnahmen der Sozialversicherung (plus Zu- Warum die Steuersenkung für 1954 gerade die Hage-

stolze über Jahre durch C1Ne gewaltige Senkung ıhrerschüsse des Staates) werden ZUuUr Deckung der jeweiligen
Ausgaben verwendet Der Versicherte iıcht tür SC1NMH Einkommens-(Lohn-)steuer ausgezeichnet habe Dr Alfons

Alter, sondern für alten Mitbürger Schneider, Innsbruck ZE1ZTE, daß den VELSANSENEN
Das Verhältnis der Beitragszahler den Rentenempfan- acht Jahren C1iNe Verlagerung von den direkten auf die
genden verschiebt sıch dabei mehr Ungunsten der indırekten Steuern erfolgt 1St Die Umsatzsteuer 1St durch
Beitragzahler Aut 1000 (unselbständig) Beschäftigte Erhöhung VO 2 9/9 autf 25 0/9 VO  3 700 O00 0O0Ö Schilling
kamen 19572 bereits 441 Betreute Nach eiINeET Berechnung Jahre 1946 auf 4 500 01010 O00 Schilling Jahre 1953

also auf das 23fache angewachsen Dadurch sind gerade diedes Osterreichischen Statistischen Zentralamtes ergibt siıch
für die nächsten ZWanNz1g Jahre folgendes Bıld Famıilien stärksten betroffen worden, da allem, W 45

1951 1961 1971 S1C notwendig brauchen, C1NE vielfache Umsatzsteuer ent-
halten 1STt Im Sınne gesunden Familienpolitik0—14)jährige 1582 01010 1401 000 1198 000 die gegenläufige Bewegung angestrebt werden

Erwerbstätige Männer
15—64 Frauen 15—59 414 01010 466 01010 414 Q0Ö Entwurf Familienlastenausgleiches

Prof Dr Anton Burghardt besprach den VO InstitutBevölkerung
Rentenalter 931 QOÖ0Ö 1089 000 1261 01018 für Soz1ialpolitik und Sozialreform ausgearbeiteten Ent-

wurtf Familienlastenausgleich Dieser Entwurf
urch diese Entwicklung werde der Wohlfahrts- sıieht die Ausdehnung der Kınderbeihilfe auf alle und e1ine

SiNnNeE Krise kommen Die CINZISC Lösung bestehe
Zunahme der Geburten Die Erkenntnis Staffelung der Kıiınderbeihilfe VOT HOO monatlıch

be] ınd (statt der bisherigen 105 W 4S
allzemeın werden, da{fß 1U der tür se1in Alter SOTrZT, der der Diskussion ebhafte Kritik auslöste, da INan Wider-
entweder selbst Kıiınder aufzieht oder dazu beiträgt, dafß
andere Kinder aufziehen können ıne Gemeinschäft, die

stände schafft, Wenn INa  } gyroßen Gruppe 1LLUN gC-
ringere Kinderbeihilfen z1bt), 150 z für das Zzweıte

ıcht für die Kinder r  9 werde auch iıcht für die alten ind 200 8  ur das dritte un 250 für das vierte
Leute SOrgen können un jedes welitere ınd Das würde be1 710000 Be-

Dıiıe Schäden der YZWUÜUN  € außerhäuslichen tracht kommenden Kıiındern un: Jugendlichen 500 01010
Kindern Alter bis Jahre, 180 01010 noch Ausbil-Berufstätigkeit der Frau dung stehenden Jugendlichen zwischen un 18 Jahren

FEınen weıiteren Gesichtspunkt des Problems, der yleich- (von 240 000 Jugendlichen dieses Alters insgesamt) un
$41ls VO der Ofrentlichkeit noch gesehen wiırd, zab ( 01010 noch Ausbildung stehenden Jugendlichen Z W1-
die Kinderpsychologin, PAU Uniıv.„Prot. Dr Bayr--Kliımp- schen 18 un Za Jahren (von 1INSgSESAML 780 000) un
finger. Dadurch daß viele Frauen infolge des fehlenden bei Berücksichtigun daß 4 0/9 der Kınder Einzel-
Familienlastenausgleiches CZWUNSCH sind, en außer- kınder siınd 3 5 0/9 AZUS Famıilien mi1t Z W €e1 Kındern
häuslichen Berut uszuüben un: siıch dadurch VO ınd StammMenN, 18 0/9 Aus Famılien IN1ITt Kindern und 16 O  © 0/9

ireNNEN, wird das natürlıche Multter iınd Verhältnis AUus Famıilien MI1 un mehr Kındern, Gesamt-
empfindlich ZESTOIT Den Kindern tehlt die „Nestwarme aufwand VO  3 2217 000 000 ergeben Diese Summe annn
die Intimsphäre des mütterlichen Lebensraumes, autf den durch die bisher bezahlten Kinderbeiträge, durch 109/0
die Natur das ınd hingeordnet hat Die vielen distanz- VO der Einkommens- und Lohnsteuer un! durch Be1-
los-unsteten“ Kinder, die ZUu Problem des Kinder- der Landwirtschaftt un der gewerblichen Wırt-
psychologen werden, sind die Folge davon Und bei den schaft aufgebracht werden
Frauen wird oft die Mütterlichkeit nıcht geweckt, da
die Weckung der Mültterlichkeit Regelfall die egen- Appell die öffentliche Meinung
WwWart des Kindes gebunden 1St Es kommt OrT, daß Den Abschluß bıldete 1ine Kundgebung Sonntag
CII TAau vergılßt abends ihr ınd VO der Kinderkrippe Saal des Alten Wıener Rathauses, Anwesenheit VO  [a
abzuholen, un Kıno gesucht werden muß Prof Kliımp- Bundeskanzler aab Bischof-Koadjutor Ön1g,
finger schlug OT, zunächst beschränkten 7Zahl Müt- Vertreter des evangelischen Landesbischofs, Landeshaupt-

I1N1AaDNN Gleißner un: mehreren Natıionalrätentern durch eine entsprechende Zuwendung (etwa monatliıch
500 — J die Möglichkeit geben, sich für Te1 Jahre Aaus Bischof OÖn1g yab die für das künftige Verhältnis von

ihrem Beruf lösen un: be1 iıhrem ınd sein Man Katholischem Famıilienverband un! Osterreichischem
werde erkennen, dafß sich diese Ausgaben durch Eın- Familienbund wichtige Erklärung aAb daß es ıcht für
SParungen Tagesheimstätten, Verringerung der Jugend- CiNnNe® Zersplitterung der Kräftte halte, wenn neben dem
fürsorge uUSsSs W bezahlt machen katholischen Famıilienverband der Osterreichische amı-
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jenbund tätıg se1. Die Paden Verbände werden MmMI1It teıls der gefährdeten ' Ältefsvérsorgung, das wirtschafrtliche
gemeinsamen, teils verschiedenen Argumenten die Famı- Argument, daß eine blühende Wirtschaft blühende amı-
lienfeindlichkeit der Ööffentlichen Meinung bekämpfen. lien verlangt, un das erzieherische Argument, da{fß die
Sıe werden „oft marschieren, aber sechr oft SC- Familienatmosphäre iıcht 1St. Die Famiıilie
meınsam schlagen.“ Oberkirchenrat Knenzel erklärte wolle ıcht Miıtleid, sondern Gerechtigkeit und Anerken-
NnNamens der evangelischen Kirche, daß diese voll und ganz Nungs. „Nıcht die Famılien haben den Staat bitten, daß
die Bestrebungen des Familienbundes unterstutze. ıhnen helfe, sondern der Staat hat sıch be‘ den Famıiılien
Bundeskanzler Raab betonte die Verpflichtung des Staates, bedanken, daß S1e ıhn erhalten.“
die Famılien wirtschaftlich siıchern un:! f  ur ıhre S1tt-
liıchen Forderungen einzutreten. In diesem Sınn werde ÖVP un SÖ bringen gleichzeitig einen Entwurf auf
VvVon der OVP der Antrag einem Familienlastenaus- verbesserte Kinderbeihilfen eın
gleich 1m Parlament eingebracht werden, der die Aus-
dehnung der Kinderbeihilten auf alle Berufsgruppen un: YSt nach Abschluß der familienpolitischen Woche wurde
eine Staffelung der Kinderbeihilfen nach der Zahl der der Inhalt des angekündigten Inıtiativantrages
Kınder vorsieht. ber den materiellen Forderungen dürte der OVP einem Famıilienlastenausgleich bekannt,; nam-  d
aber die Weckung der sittlıchen Kräfte nıcht lLich 1in der Nationalratssitzung VO März. Die Kinder-
werden. Namens des VdU erklärte Nat Rat Dr Gredler, beihilfe soll auf alle ausgedehnt werden un: 1n der Höhe
daß auch se1ıne Fraktion den Familiengedanken Ördern der Beihiltfen eine Staffelung erfolgen. Be1 den Unselb-
werde. ständigen bleibt die Kıinderbeihilfe tür das un
Das Hauptreferat hielt Dr Jakob Davıd, Zürich „Die zweıte ınd unverändert 105.— monatlich und erhöht
Welt autf dem Wege ZUuUr Familienpolitik“. Er kennzeich- sich für das dritte und jedes tolgende ınd autf 50
nefte die Sıtuation vor Zzwei Jahrzehnten, INnan die Be1 den Selbständigen. wird für das erstie ınd zunächst
Famiıilie als Überlebtes ansah, und zeigte, WI1e die och keine Kinderbeihilfe gegeben, eine „Geburten-
Regeneration der Famiılie A4UuUS der Famiıulie selbst gekom- beihilfe“ iın Ööhe Von 1000.—, für das Zzweıte ınd
inen 1St un in.vielen Ländern (Frankreich, Holland, 1NN- O9 — und tür jedes tolgende ınd P
land, USA s a.) einer erheblichen Steigerung der Ge- In derselben Sıtzung des Nationalrates brachte auch die
burten geführt hat Dr. David betonte nachdrücklich, daß SPO einen diesbezüglichen Antrag ein. Dieser Antrag
die Kınderbeıihilte cht etw2 eine Geburtenprämie dar- sieht 1n Überbietung des OVP-Antrages größtenteils
telle, sondern NUur das organische Familieneinkommen höhere Satze VOTr, nämlich tür das ınd (und für
wiederherstellen wolle, das einst 1m Familienbetrieb, alle, Selbständige un Unselbständige) 105:—-, tür das
alle mıtarbeıteten, bestanden habe, heute aber 1n der ındu- zweiıte ınd 135.—-, für das dritte WL — und tür das
striellen Gesellschaft ın dieser Form cht mehr möglıch vierte un! jedes folgende ınd AFerner sol] allen
Ist, weshalb eın Ausgleich ın anderer Form eintreten Brautleuten, die noch nıcht vierzıg Jahre alt sind, eine
MUuUSse.  e Heiratsbeihilfe 1n Söhe Von 50C),— vegeben werden.
Zu "eınem aufrüttelnden Appell die Offentlichkeit Auch Ehegründungsdarlehen sollen wieder eingeführt
wurde das Schlußwort des Landeshauptmannes VOon ber- werden. Nachdem Staatssekretär Bock weniıge
Öösterreich, Dr Heinrich Gleißner. Er erklärte, daß NU: Tage vorher die Einführung VO Ehegründungsdarlehen
der Aufbruch eıner Familienbewegung 1in Osterreich aAb 1. Januar 1955 (unverzinslıch bıs 10000.—)

gekündigt hatte, stellte in der Nationalratssıtzung VOerfolgt ISt. Er yab eın Bıld der gegenwärtigen Auflösungs-
erscheinungen und taßte die Argumente für eine Famıilien- 10 Mäaärz auch dıe SPO einen gleichlautenden Antrag.
polıtık die Tatsache des Geburtenrückganges, Es ann zweıtellos als eın Erfolg der Familienorganisation
wodurch Osterreich ın der Geburtenstatistik (14,6 0%0) gebucht werden, wenn Nu.  - nach langem Warten esent-

lıch NEeEUEC Schrıitte Zugunsten der Famiıilie werden.die letzte Stelle ın der Welr gerückt ist: das Argument

Aus der OÖOkumene
Poli£ische Ethik hne „Klerikalismus” ? Dıie Generalsynode der EKD

Die diesjährige Generalsynode der „Evangelischen Kirche Wıe iımmer, gyab auch diesmal der Vorsitzende des
in Deutschland“ EKD), die VO 15.—19 März 1ın Berlin- Rates der EKD, Bischof ÖOtto Dibelius, den Rechen-
Spandau tagte, stand einem konfessionsbetonten schattsbericht. Er autfrechte bischöfliche Worte
Vorzeichen. Ihre Beschlüsse ZUHauptthema Ehe-Famaıuılie ohl der orge, daß ın Westdeutschland, das Ver-
und ZUrr staatlichen Gesetzgebung dazu lıeßen eine deut- hältnıs des Staates ZUur Kirche überwiegend freundlich sel,
ıche protestantische, icht CN: antikatholische „der mächtige Arm des Staates alles sıch zıieht und die
Nuance erkennen. Diese war teilweıise durch den SYyMptO- Afnanzielle Leistungstähigkeıt des Menschen bis autfs außer-
matiıschen Streıt die Besetzung der Vatikanbotschaft; StE in Anspruch nımmt, da{fß für die anderen großen
teilweise ohl auch durch eın Mißverständnis neuUerenN geistigen Mächte 1m Leben des Volkes aum Raum AT

Datums iber die beantragte Aufhebung der Strafbestim- Entfaltung bleibt“, w1e auch der Warnung die Regıe-
INUNgCN die kirchliche Eheschließung VOLr der standes- rung der Ostzone, Neu auflebenden Mafßnahmen der Kır-
amtlichen ausgelöst worden. Es S1ing den „Klerı1- chenverfolgung Einhalt gebieten un die Rechtssicher-
kaliısmus“ un für die staatliche Rechtseinheit. heit endlich wiederherzustellen. Mıiıt auffallenden Worten


